
Um seine kulturelle Vielfalt zu schützen, fördert Europa die Kultur. Nur durch öffentliche Subventionen 
können Opernhäuser, Orchester und Kleinkunstbühnen, "eater und Museen ihren kulturellen Auftrag 
erfüllen. Aus der Sicht der USA sind solche Förderungen „Benachteiligungen“ der amerikanischen 
Unterhaltungs- und Medienkonzerne. Ähnliches gilt für die Bruchpreisbindung: weg mit der Regulierung, 
weg mit den kleinen Verlagen und Buchhandlungen. Willkommen im Land der Giganten.

 Warum so viel

 heater um TTIP
TTIP steht für Transatlantic Trade and Investment Partnership. Über dieses Freihandelsabkommen 
verhandeln die EU-Kommission und die US-Regierung seit Juli 2013. Ratifiziert werden muss der Vertrag 
vom europäischen und von den nationalen Parlamenten. Verhandelt wurde zunächst geheim. So etwas tut 
man, wenn man Parlamente und Bevölkerung vom Entstehungsprozess ausschließen und am Ende mit dem 
fertigen Vertrag überfahren will. Dank einiger Whistleblower wird das Abkommen aber inzwischen in der 
Zivilgesellschaft und in den Medien lebhaft diskutiert.                      

Alle Freihandelsbefürworter eint ein Glaube: Je weniger staatliche Regulierung, desto besser. Das Ziel ist 
daher die Angleichung aller Standards auf dem niedrigstmöglichen Regulierungsniveau. Beispiel: Die EU 
bietet an, das Einfuhrverbot für Genfleisch zu streichen; die USA lockern im Gegenzug ihre strengeren 
Zulassungskontrollen für Medikamente. 

Die Freihandelsbefürworter versprechen uns vor allem Wachstum und Arbeitsplätze. Wieviel? Wirtschafts-
institute sagen mal 0,03, mal 0,3, mal 0,89 Prozent jährliches Wachstum voraus. Und dazu 400.000 neue 
Arbeitsplätze im Lauf von 15 Jahren. Das sind für jedes EU-Land rechnerisch 1000 neue Arbeitsplätze pro 
Jahr. In der EU sind rund 25 Millionen Menschen arbeitslos. Ein Job-Zuwachs in homöpathischer 
Dosierung. Was wäre der Preis dafür? 

In Europa gilt das Vorsorgeprinzip: Damit lässt sich z.B. Fracking verhindern, weil Folgeschäden nicht mit 
Sicherheit ausgeschlossen werden können. Wesentlich besser gefällt Unternehmen die US-Leitlinie, wonach 
alles erlaubt sein muss, für dessen Schädlichkeit keine gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse vorliegen. 
In Europa kann derzeit noch gegen den Anbau der Gen-Kartoffel Amflora geklagt werden. Fällt das 
Vorsorgeprinzip durch TTIP weg, könnten viele weitere Regulierungen und Verbraucherschutzstandards 
wie Dominosteine kippen.

Das Freihandelsabkommen: Was wird gespielt, und wer führt Regie?

Welche Freiheit meinen sie?

Wachstum & Jobs: der große Bluff

Bühne frei für Fracking, Genfood und andere Katastrophen

s.

Ihr seid dann mal weg: der Freihandel und die Kultur



Der „Investorenschutz“ soll es Konzernen ermöglichen, vor geheimen Schiedsgerichten gegen jede Politik im 
Gaststaat zu klagen, sofern sie ihre Profitchancen eingeschränkt sehen. Der Schiedsspruch steht über 
den Gesetzen und kann nicht angefochten werden. Die Demokratie geht, die Konzernokratie kommt – 
ein Albtraum. Die Sache hat die Öffentlichkeit allerdings bereits so aufgebracht, dass EU-Handelskommissar 
Karel de Gucht diese Sonderklagerechte für Konzerne vorläufig auf Eis gelegt hat – vermutlich, um sie erst 
mal aus dem EU-Wahlkampf im Mai herauszuhalten. Beerdigt sind sie damit nicht.

Auf Eis gelegt, nicht abgeschminkt: der Investorenschutz

In Sachen Finanzmarktkontrolle sind ausnahmsweise die USA der Verhandlungspartner mit der strengeren 
Regulierung. Die bankenfreundliche EU-Kommission wird bei weniger Kontrolle bleiben wollen. Mit den 
bekannten Folgen: noch mehr Spekulationsblasen, noch mehr Abstürze ganzer Länder in die Schuldenfalle, in 
die Arbeitslosigkeit, die Armut, die Dauerkrise.

Der Umgang mit geistigem Eigentum müsste im Interesse der Urheber neu und fair geregelt werden. Statt 
dessen droht eine einseitige Verschärfung des Urheberrechts zugunsten der Konzerne. Sie wollen die Kon-
trolle über das Internet erlangen – ein Frontalangriff auf die Meinungs- und Informationsfreiheit im Netz.
Die Ausweitung des Patentrechts liegt den Multis vor allem am Herzen, weil sie dann Dinge zu Eigentum 
machen und teuer verkaufen können, die vorher für alle frei verfügbar waren – wie Saatgut zum Beispiel. Vom 
Datenschutz wollen Google, Amazon und der wachsende Cloud-Computing-Sektor auch nicht viel wissen.

Das Abkommen droht am Widerstand gegen Chlorhühnchen, Genfood und Hormonfleisch zu scheitern? 
Kein Problem, dann stehen sie halt nicht im Vertrag – und marschieren durch eine Hintertür namens „living 
agreement“ wieder rein. Ein solches „lebendes Abkommen“  sieht vor, dass bei jeder Gesetzesinitiative vorher 
geprüft werden muss, ob sie einen “wesentlichen” Einfluss auf den transatlantischen Handel hätte. Das würde 
es den Unternehmen erlauben, ihr Lobbying extrem auszuweiten, weil sie ständig einbezogen werden müssten. 

Überall auf der Welt macht Freihandel nur die Starken frei und alle anderen schutzloser und ärmer. Eine gute 
Handels- und Investitionspolitik stellt dagegen die Menschenrechte, menschenwürdige Arbeit, soziale und 
ökologische Ziele, die Demokratie und das Selbstbestimmungsrecht von Gemeinschaften in den Mittelpunkt. 
Dafür kämpft das Alternative Trade Mandate, ein Zusammenschluss aus fast 50 zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, zu denen auch Attac gehört.

Eine andere Welt ist möglich: solidarischer und ökologischer Welthandel

Logenplatz für die Wirtschftslobbys: das „living agreement“

Fair handeln: geistige Eigentumsrechte und Datenschutz

Casino Royale: Finanzmarktkontrolle, was ist das?
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 Das große Fressen: Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge
Beide Verhandlungspartner streben an, die öffentliche Daseinsvorsorge auf allen Ebenen für private Anbieter 
zu öffnen. Zu erwarten ist also die Privatisierung von Bildung, Gesundheitsversorgung, sozialen Diensten, 
Wasserversorgung und öffentlichem Nahverkehr. Ist das die Freiheit, die wir meinen? 

Mehr Freiheit auf den Arbeitsmärkten – ein Sozialdrama
Freihandel führt zu mehr Wettbewerb. Dadurch mag die eine oder andere Ware billiger werden, mit Sicher-
heit aber wird ein Preis sinken: der Preis der Ware Arbeitskraft. Denn Marktöffnung heißt, dass auch die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verschiedener Länder in verschärfte Konkurrenz zueinander geraten. 
Niedrigere Löhne und niedrigere Sozialstandards sind das Ergebnis, und das ist auch so gewollt.   


